
Reisekosten -Übersicht- 

 

Fahrtkosten: 

• Für Fahren zu externen Fortbildungen 
- 0,20 € je gefahrenen Kilometer, maximal 130,00€ 
- keine Entschädigung für Mitfahrer und Gepäckbeförderung 
 

• Für Fahren zu internen Fortbildungen  
(z.B. monatliche Kurzfortbildungen, Megacode, CRM) 
- keine Entschädigung  
 

Hinweis:  Im Rahmen der persönlichen Einkommensteuererklärung können 0,30 
je gefahren Kilometer als Werbungskosten abgerechnet werden. Es gibt keine 
Deckelung und für jede Person, die aus beruflicher Veranlassung bei einer 
Dienstreise mitgenommen wird, erhöht sich der Kilometersatz je gefahrenen 
Kilometer bei PKW um 0,02 € und bei Motorrädern/Motorrollern um 0,01 €. 
Erstattungen des Arbeitgebers sind zu verrechnen. 
 

Verpflegungsmehraufwand: 

 
• 24 Euro für  24 Stunden Abwesenheit, 
• 12 Euro für An- und Abreisetage, wenn vor oder nach dem Tag übernachtet wird 
• 12 Euro für Abwesenheit von mehr als 8 Stunden (ohne Übernachtung) 

Diese Pauschalen werden gekürzt, wenn unentgeltlich an Verpflegungen 
teilgenommen wird. 

• Kürzung Frühstück: 4,80 € (20% v. 24,00 €) 
• Kürzung Mittagessen: 9,60 € (40% v. 24,00 €) 
• Kürzung Abendessen: 9,60 € (40% v. 24,00 €) 

 
Maximal wird bis zu Pauschale des jeweiligen Tages gekürzt! 

Kein Verpflegungsmehraufwand bei eintägigen Dienstfahrten (z.B. Ferntouren mit 
dem KTW) 

 

Übernachtungskosten: 

 
• Keine Übernachtungskosten u.a. wenn: 

o Durch Arbeitgeber bereits ein Zimmer gebucht wurde 
o Erledigung nächtlicher Dienstgeschäfte (z.B. Nachtfahrten) 



Ab dem Jahr 2014 werden alle durch die Rettungsdienst Ammerland 
GmbH erstatteten Fahrtkosten, Verpflegungsmehraufwendungen 
und Übernachtungskosten auf dem elektronischen 
Lohnsteuernachweis ausgewiesen! 

Diese sind im Rahmen der Einkommensteuererklärung mit den 
entsprechend geltend gemachten Kosten zu verrechnen. 

Das Unterlassen der Angabe der Erstattung durch den Arbeitgeber 
stellt einen Steuerstraftatbestand dar. Danach macht sich wegen 
Steuerhinterziehung strafbar, wer über steuerlich erhebliche 
Tatsachen pflichtwidrig unvollständige oder unrichtige Angaben 
macht oder die Finanzbehörden über solche pflichtwidrig in 
Unkenntnis lässt.  

http://de.wikipedia.org/wiki/Steuerhinterziehung_%28Deutschland%29


Fahrtkosten 

Auszug aus dem Bundesreisekostengesetz 

(Das Gesetz am 26.5.2005 vom Bundestag beschlossen. Es tritt gem. Art. 18 Satz 1 dieses 
Gesetzes am 1.9.2005 in Kraft. § 16 tritt am 1.6.2005 in Kraft; Zuletzt geändert durch Art. 3 
G v. 20.2.2013) 

(…) 

§ 5 Wegstreckenentschädigung 

(1) Für Fahrten mit anderen als den in § 4 genannten Beförderungsmitteln wird eine 
Wegstreckenentschädigung gewährt. Sie beträgt bei Benutzung eines 
Kraftfahrzeuges oder eines anderen motorbetriebenen Fahrzeuges 20 Cent je 
Kilometer zurückgelegter Strecke, höchstens jedoch 130 Euro. Die oberste 
Bundesbehörde kann den Höchstbetrag auf 150 Euro festsetzen, wenn dienstliche 
Gründe dies im Einzelfall oder allgemein erfordern. 
(…) 
(4) Eine Wegstreckenentschädigung wird Dienstreisenden nicht gewährt, wenn sie  

1. eine vom Dienstherrn unentgeltlich zur Verfügung gestellte 
Beförderungsmöglichkeit nutzen konnten oder 
2. von anderen Dienstreisenden des Bundes oder eines anderen Dienstherrn 
in einem Kraftwagen mitgenommen wurden. 

 

Allgemeine Verwaltungsvorschriften zum Bundesreisekostengesetz 
(BRKGVwV) vom 1. Juni 2005 

(…) 

Zu § 5 Wegstreckenentschädigung 

Mit der Gewährung von Wegstreckenentschädigung nach § 5 sind auch die 
Kosten für die Mitnahme weiterer Dienstreisender sowie die Mitnahme von 
dienstlichem und persönlichem Gepäck abgegolten. 
  
Für die Berechnung der Wegstreckenentschädigung ist die verkehrsübliche 
Straßenverbindung maßgeblich. Längere Strecken werden berücksichtigt, wenn 
sie insbesondere auf Grund der Verkehrsverhältnisse (z. B. Stau) oder aus 
Gründen der Zeitersparnis benutzt wurden. Wegstreckenentschädigung wird auch 
für dienstliche Fahrten am Geschäftsort einschließlich der Fahrten zu und von der 
Unterkunft gewährt. 
 
Der Höchstbetrag in Höhe von 130 Euro/150 Euro berücksichtigt die 
Wegstreckenentschädigung für die gesamte Dienstreise. Als dienstliche Gründe 
im Sinne des § 5 Abs. 1 Satz 3 gelten auch, wenn durch die Benutzung eines 
Kraftfahrzeuges oder eines anderen motorbetriebenen Fahrzeuges zwingende 
Familienpflichten wahrgenommen werden können (notwendige Betreuung der mit 
Dienstreisenden in häuslicher Gemeinschaft lebenden Kinder und 



pflegebedürftigen nahen Angehörigen) und eine Alternative zur Betreuung durch 
den Dienstreisenden nicht besteht. Hierbei ist ein strenger Maßstab anzulegen.   



Verpflegungsmehraufwand 

Auszug aus dem Bundesreisekostengesetz 

(Das Gesetz am 26.5.2005 vom Bundestag beschlossen. Es tritt gem. Art. 18 Satz 1 dieses 
Gesetzes am 1.9.2005 in Kraft. § 16 tritt am 1.6.2005 in Kraft; Zuletzt geändert durch Art. 3 
G v. 20.2.2013) 

(…) 

§ 6 Tagegeld 

(1) Als Ersatz von Mehraufwendungen für Verpflegung erhalten Dienstreisende ein 
Tagegeld. Die Höhe des Tagegeldes bemisst sich nach der Verpflegungspauschale 
zur Abgeltung tatsächlich entstandener, beruflich veranlasster Mehraufwendungen im 
Inland nach dem Einkommensteuergesetz. Besteht zwischen der Dienststätte oder 
der Wohnung und der Stelle, an der das Dienstgeschäft erledigt wird, nur eine 
geringe Entfernung, wird Tagegeld nicht gewährt. 
(2) Erhalten Dienstreisende ihres Amtes wegen unentgeltlich Verpflegung, werden 
von dem zustehenden Tagegeld für das Frühstück 20 Prozent und für das Mittag- 
und Abendessen je 40 Prozent des Tagegeldes für einen vollen Kalendertag 
einbehalten. Gleiches gilt, wenn das Entgelt für Verpflegung in den 
erstattungsfähigen Fahrt-, Übernachtungs- oder Nebenkosten enthalten ist. Die 
Sätze 1 und 2 sind auch dann anzuwenden, wenn Dienstreisende ihres Amtes 
wegen unentgeltlich bereitgestellte Verpflegung ohne triftigen Grund nicht in 
Anspruch nehmen. Die oberste Dienstbehörde kann in besonderen Fällen niedrigere 
Einbehaltungssätze zulassen. 
 

Allgemeine Verwaltungsvorschriften zum Bundesreisekostengesetz 
(BRKGVwV) vom 1. Juni 2005 

(…) 

Die Verweisung auf das Einkommensteuergesetz (EStG) stellt bezüglich des bei 
Dienstreisen unterstellten und damit erstattungsfähigen Verpflegungsmehraufwands 
auf die für alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in Fällen der Abwesenheit von 
der Wohnung und der ersten Tätigkeitsstätte steuerlich abzugsfähigen 
Pauschbeträge ab. 
 
Hinweis: 
§ 9 Absatz 4a Satz 3 EStG: 
„Diese beträgt 
 

1. 24 Euro für jeden Kalendertag, an dem der Arbeitnehmer 24 Stunden von 
seiner Wohnung abwesend ist, 
2. jeweils 12 Euro für den An- und Abreisetag, wenn der Arbeitnehmer an 
diesem, einem anschließenden oder vorhergehenden Tag außerhalb seiner 
Wohnung übernachtet, 
3. 12 Euro für den Kalendertag, an dem der Arbeitnehmer ohne Übernachtung 
außerhalb seiner Wohnung mehr als 8 Stunden von seiner Wohnung und der 



ersten Tätigkeitsstätte abwesend ist; beginnt die auswärtige berufliche 
Tätigkeit an einem Kalendertag und endet am nachfolgenden Kalendertag 
ohne Übernachtung, werden 12 Euro für den Kalendertag gewährt, an dem 
der Arbeitnehmer den überwiegenden Teil der insgesamt mehr als 8 Stunden 
von seiner Wohnung und der ersten Tätigkeitsstätte abwesend ist.” 
 

Eine Entfernung im Sinne des § 6 Abs. 1 Satz 3 ist als gering anzusehen, wenn sie 
nicht mehr als zwei Kilometer beträgt. 
 
Ein Einbehalt für unentgeltlich zur Verfügung gestellte Verpflegung erfolgt, wenn es 
sich im Einzelnen um vollwertige Mahlzeiten zu den üblichen Essenszeiten nach 
inländischen Maßstäben handelt. 

 
Hinweis: 
Auf die jeweils geltenden lohnsteuerrechtlichen Regelungen zur Versteuerung eines 
gegebenenfalls eintretenden geldwerten Vorteils wird hingewiesen. 
  



Übernachtungskosten 

Auszug aus dem Bundesreisekostengesetz 

(Das Gesetz am 26.5.2005 vom Bundestag beschlossen. Es tritt gem. Art. 18 Satz 1 dieses 
Gesetzes am 1.9.2005 in Kraft. § 16 tritt am 1.6.2005 in Kraft; Zuletzt geändert durch Art. 3 
G v. 20.2.2013) 

(…) 

§ 7 Übernachtungsgeld 

(1) Für eine notwendige Übernachtung erhalten Dienstreisende pauschal 20 Euro. 
Höhere Übernachtungskosten werden erstattet, soweit sie notwendig sind. 
 
(2) Übernachtungsgeld wird nicht gewährt  

1. für die Dauer der Benutzung von Beförderungsmitteln, 
2. bei Dienstreisen am oder zum Wohnort für die Dauer des Aufenthalts an 
diesem    Ort, 
3.bei unentgeltlicher Bereitstellung einer Unterkunft des Amtes wegen, auch 
wenn diese Unterkunft ohne triftigen Grund nicht genutzt wird, und 
4.in den Fällen, in denen das Entgelt für die Unterkunft in den 
erstattungsfähigen Fahrt- oder sonstigen Kosten enthalten ist, es sei denn, 
dass eine Übernachtung aufgrund einer zu frühen Ankunft am Geschäftsort 
oder einer zu späten Abfahrt von diesem zusätzlich erforderlich wird. 
 
 
 

Allgemeine Verwaltungsvorschriften zum Bundesreisekostengesetz 
(BRKGVwV) vom 1. Juni 2005 

(…) 

Übernachtungsgeld wird entweder pauschal gewährt, wenn keine oder geringere 
Kosten als 20 Euro entstanden sind (§ 7 Abs. 1 Satz 1) oder in Höhe entstandener 
notwendiger Kosten (§ 7 Abs. 1 Satz 2). 
 
Übernachtungsgeld wird nicht bei Erledigung nächtlicher Dienstgeschäfte gewährt, 
wenn Art und Zweck des Dienstgeschäfts die Inanspruchnahme einer Unterkunft 
ausschließen (z. B. Nachtfahrten, Nachtkontrollen, Schichtdienst), also eine 
Übernachtung nicht vorliegt. 
 
Übernachtungskosten sind als notwendig anzusehen, wenn ein Betrag von 60 Euro 
nicht überschritten wird. Übersteigen die Übernachtungskosten diesen Betrag, ist 
deren Notwendigkeit im Einzelfall zu begründen. Unabhängig davon werden 
Übernachtungskosten erstattet, wenn die Reisestelle diese bereits vor Reiseantritt 
als angemessen anerkannt hat. Dies gilt auch, wenn sie die Zimmerreservierung 
selbst durchführt (auch von dort beauftragtes Reisebüro) oder Dienstreisende 
Zimmer aus einem von der Reisestelle herausgegebenen Hotelverzeichnis buchen. 



Bei der Feststellung der Angemessenheit bleiben Anteile für die Verpflegung, z. B. 
Frühstück, unberücksichtigt. 
 
Übernachtungskosten, die die Kosten des Frühstücks einschließen, werden unter 
Beachtung des § 6 Abs. 2 erstattet, unabhängig davon, ob der Inklusivpreis nach 
Übernachtungs- und Frühstücksanteil getrennt auf derselben Rechnung 
ausgewiesen ist; vorausgesetzt, der Frühstücksanteil ist nicht als gesonderte 
Wahlleistung erkennbar. Beinhaltet der Zimmerpreis neben dem Frühstück weitere 
Verpflegungskosten (sog. Halb- oder Vollpension), wird dieser ebenfalls unter 
Beachtung des § 6 Abs. 2 als Übernachtungskosten erstattet. 
 
Bei gemeinsamer Übernachtung mehrerer Dienstreisender in einem Mehrbettzimmer, 
sind die Übernachtungskosten gleichmäßig aufzuteilen. Übernachten Dienstreisende 
mit nicht erstattungsberechtigten Personen in einem Zimmer, ist der Preis 
erstattungsfähig, der bei alleiniger Nutzung eines Zimmers zu zahlen wäre; ohne 
Nachweis sind die Übernachtungskosten gleichmäßig nach Personen aufzuteilen. 
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